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Sehr geehrte Frau Präsidentin! 
 
Ich beantworte die an mich gerichtete schriftliche parlamentarische  
Anfrage Nr. 3041/J-BR/2014 der Bundesräte Edgar Mayer, Dr. Magnus Brunner und 
Ferdinand Tiefnig nach den mir vorliegenden Informationen wie folgt: 
 
Fragen 1 und 2: 
Die periodischen Überprüfungen aller Blutspendeeinrichtungen durch das Bundesamt 
für Sicherheit im Gesundheitswesen bzw. die jeweils lokal zuständigen 
Bezirksverwaltungsbehörden gewährleisten die Einhaltung der bestehenden 
Vorschriften und der freiwilligen und unbezahlten Blutspende. 
Das zu erwartende Aufkommen an Vollblutspenden ist voll im Einklang mit dem zu 
erwartenden Bedarf. Ich darf darauf hinweisen, dass durch die Einführung Blut 
sparender Maßnahmen (Patient Blood Management) in den österreichischen 
Gesundheitseinrichtungen der Bedarf an Blut und Blutprodukten in Zukunft eher 
rückläufig sein wird. 
 
Eine Beschränkung auf Blutspendeeinrichtungen, deren Tätigkeit nicht auf Gewinn 
gerichtet ist, wäre als ein unzulässiger Eingriff in die Erwerbsausübungsfreiheit und 
eine diesbezügliche weitere Einschränkung des Einfuhrverbotes als Verstoß gegen die 
Niederlassungsfreiheit und die Warenverkehrsfreiheit der Europäischen Union 
anzusehen.  
 
Ausländischen Unternehmen, die mit Gewinnerzielungsabsicht 
Blutspendeeinrichtungen betreiben, wäre die Niederlassung auf österreichischem 
Hoheitsgebiet verwehrt. Ferner wäre der Import von Blutprodukten, die in 
Einrichtungen gewonnen wurden, deren Tätigkeit auf Gewinn gerichtet ist, verboten. 
 

2817/AB-BR/2015 1 von 3

vom 19.01.2015 zu 3041/J-BR

www.parlament.gv.at



 

  2 

Darüber hinaus steht einer solchen Beschränkung das in der Richtlinie 2002/98/EG 
mehrfach erwähnte Ziel der Selbstversorgung der Gemeinschaft - und nicht der 
einzelnen Mitgliedstaaten - entgegen. Die bereits bestehende nationale Verankerung 
der freiwilligen und unbezahlten Blutspende zur Erreichung des Ziels eines hohen 
Qualitäts- und Sicherheitsstandards - und somit ein Beitrag zum Gesundheitsschutz - 
wird als hierfür geeignet angesehen. 
 
Gesetzliche Regelungen im Sinne eines Tätigkeitsverbotes für gewinnorientierte 
Blutspendeeinrichtungen und eines Einfuhrverbotes von diesbezüglichen 
Blutspenden sind daher nicht in Aussicht genommen. 
 
 
 
 
 

 

 

Dr.in Sabine Oberhauser 
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